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A. Bericht des Abgeordneten Pietscher 


Der von der Fraktion der FDP eingebrachte Ent- 
wurf strebt eine Änderung einzelner Bestimmungen 
des Beförderungsteuergesetzes an. Wegen der Ein- 
zelheiten kann auf den Wortlaut der Drucksache 
1520 verwiesen werden. 

Der Entwurf ist in der 107. Sitzung des Deutschen 
Bundestages vom 16. März 1960 dem Finanzaus- 
schuß als federführendem Ausschuß und dem Aus- 
schuß für Verkehr, Post- und Fernmeldewesen zur 
Mitberatung überwiesen worden. 

Auf Grund der Beratungen des mitberatenden 
Ausschusses für Verkehr, Post- und Fernmelde- 
wesen und der von diesem Ausschuß gegebenen 
Anregungen wurde ein neuer Entwurf erstellt. 

Dieser Entwurf ist vom Finanzausschuß aufge- 
nommen und in seiner Sitzung vom 18. Januar 1961 
eingehend beraten worden. 

Uber Inhalt und Begründung des Entwurfs ist 
wie folgt zu berichten: 


Zu Artikel 1 

Nr. 1 

Unternehmer, deren Gesamtumsatz im laufenden 
Kalenderjahr 80 000 DM nicht übersteigt, können 
nach § 7 des Umsatzsteuergesetzes von ihren steuer- 
pflichtigen Umsätzen einen Umsatzbetrag von 
8000 DM absetzen. Eine entsprechende Bestimmung 
fehlt im Beförderungsteuergesetz. Soweit der ge- 
werbliche Güterfernverkehr in Betracht kommt, 
dürfte sie auch entbehrlich sein, weil in diesem 
Verkehr Güter zu Preisen befördert werden, in die 
die Beförderungsteuer eingerechnet ist. Das gleiche 


gilt für Beförderungen auf Schienenbahnen. Für den 
Werkfernverkehr kommt eine der Umsatzsteuer 
entsprechende Regelung deshalb nicht in Betracht, 
weil keine Entgelte entrichtet werden. 

Wohl aber erscheint es im Interesse der Förde- 
rung des Mittelstandes nunmehr erforderlich, für 
Beförderungen mit Kraftdroschken oder mit Miet- 
wagen eine der Umsatzsteuer entsprechende Rege- 
lung vorzusehen. Da jedoch — - anders als bei der 
Umsatzsteuer — bei der Beförderungsteuer der 
Fahrgast Steuerschuldner ist, müßte das Beförde- 
rungsteuergesetz hinsichtlich der Person des Steuer- 
schuldners grundlegend umgestaltet werden, wie 
das in dem Antrag der Fraktion der FDP denn auch 
vorgesehen war. Um aber den Unternehmern, die 
Personen mit Kraftdroschken oder mit Mietwagen 
befördern, die gleiche Vergünstigung zu gewähren, 
wie sie im § 7 des Umsatzsteuergesetzes vorgesehen 
ist, ist es zweckmäßig, diese Personenbeförderung 
aus dem Beförderungsteuergesetz überhaupt her- 
auszunehmen und sie der Umsatzsteuer zu unter- 
werfen. Dadurch kommen die Unternehmer, die 
Personen mit Kraftdroschken oder mit Mietwagen 
befördern, in den Genuß der Vergünstigung des 
§ 7 des Umsatzsteuergesetzes. 

Das ist Inhalt und Zweck der ersten im Entwurf 
vorgesehenen Abänderung in der Neufassung des 
§ 1 Abs. 1 Nr. 1. 

Nr. 2 

Bisher sind gemäß § 3 Abs. 1 Nr. 1 des Beförde- 
rungsteuergesetzes beförderungsteuerfrei Personen- 
beförderungen im Arbeiter-, Schüler- und Militär- 
personenverkehr und Gepäckbeförderungen im 
Militärgepäckverkehr, soweit die Abfertigung zu 
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ermäßigten Preisen erfolgt. Danach sind Beförde- I 
rungen auf Arbeiterzeitkarten steuerfrei, nicht da- 
gegen Beförderungen auf Streckenzeitkarten für 
jedermann. 

Da jedoch nur noch 1 bis 3 aller Streckenzeit- 
karten nicht unter die Steuerbefreiung fallen, er- ! 
scheint es aus Rationalisierungsgründen zweck- ’ 
mäßig, nunmehr den gesamten Personenverkehr auf 
Streckenzeitkarten von der Beförderungsteuer zu 
befreien. ! 

Das ist mit der Neufassung des § 3 Abs. 1 Nr. 1 
erreicht. 

Nr. 3 

1. Zur Zeit wird die Beförderungsteuer gemäß 
§ 10 Abs. 5 Nr. 2 des Gesetzes auf 4 v. H. ermäßigt 
im zugelassenen Verkehr mit Kraftomnibussen, 
wenn ausschließlich Arbeitnehmer zwischen Woh- 
nung und Arbeitsstätte befördert werden. In der j 
Praxis jedoch werden gelegentlich auch Arbeitneh- I 
mer mit Lastkraftwagen zur Arbeitsstätte befördert, j 
so z. B. dort, wo infolge schlechter Wegeverhält- | 
nisse Kraftomnibusse nicht eingesetzt werden kön- ; 
nen. I 


Bonn, den 18. 


Deshalb sieht die weitere Änderung des Beför- 
derungsteuergesetzes durch Neufassung der Nr. 2 
des § 10 Abs. 5 die Gleichstellung der Arbeiter- 
beförderung mit Lastkraftwagen und der mit Kraft- 
omnibussen vor. 

2. Nach geltendem Recht unterliegen die beson- 
deren Entgelte für die Beförderung im Schlafwagen 
der Beförderungsteuer. Im Verwaltungswege ist je- 
doch zugelassen worden, daß insoweit Beförderung- 
steuer nur in Höhe des Umsatzsteuersatzes entrich- 
tet wird. 

Dieser Zustand soll nunmehr legalisiert werden. 
Zu Artikel 3 

Da bei der Besteuerung der Schlafwagenbenut- 
zung eine im Verwaltungswege bereits getroffene 
Regelung legalisiert wird, ist es erforderlich, die 
entsprechende, die Steuerschuldner begünstigende 
Rechtsänderung rückwirkend in Kraft zu setzen. 

Der Finanzausschuß hat einstimmig beschlossen, 
dem Bundestag zu empfehlen, den anliegenden Ge- 
setzentwurf zur Änderung des Beförderungsteuer- 
gesetzes anzunehmen. 


Januar 1961 


Pietscher 

Berichterstatter 


B. Antrag des Ausschusses 

Der Bundestag wolle beschließen, 

den Gesetzentwurf — Drucksache 1520 — in der an- 
liegenden Fassung anzunehmen. 

Bonn, den 19. Januar 1961 

Der Finanzausschuß 


Pietscher 

Berichterstatter 


Neuburger 

Vorsitzender 
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Beschlüsse des 14. Ausschusses 


Entwurf eines Gesetzes 
zur Änderung des Beförderungsteuergesetzes 


Artikel 1 

Das Beförderungsteuergesetz in der Fassung der 
Bekanntmachung vom 13. Juni 1955 (Bundesgesetzbl. 
I S. 366), des Gesetzes zur Änderung des Beför- 
derungsteuergesetzes vom 30. Juni 1958 (Bundes- 
gesetzbl. I S. 421), des Gesetzes zur Änderung des 
Beförderungsteuergesetzes vom 30. Juni 1959 (Bun- 
desgesetzbl. I S. 398) und des § 88 des Gesetzes 
über die Einführung des deutschen Rechts auf dem 
Gebiete der Steuern, Zölle und Finanzmonopole im 
Saarland vom 30. Juni 1959 (Bundesgesetzbl. I 
S. 339) wird wie folgt geändert: 

1. In § 1 Abs. 1 erhält Nummer 1 folgende Fassung: 

„ 1 . von Personen und Gütern 

a) auf Schienenbahnen, 

b) mit Kraftfahrzeugen (und Kraftfahrzeug- 
anhängern). 

Dies gilt nicht für die Beförderung von 
Personen mit Personenkraftwagen sowie 
für die Beförderung von Gütern in der 
Nahzone im Sinne des Güterkraftver- 
kehrsgesetzes;" 

2. In § 3 Abs. 1 erhält Nummer 1 folgende Fassung: 

„1. Beförderungen 

a) im Personenverkehr auf Streckenzeit- 
karten, 

b) im Militärpersonen- und Militärgepäck- 
verkehr zu ermäßigten Preisen, 

c) im Arbeitnehmer- und Schülerverkehr zu 
ermäßigten Preisen;" 


3. In § 10 Abs. 5 erhält Nummer 2 folgende Fas- 
sung: 

„2. auf 4 vom Hundert des Beförderungspreises 

für Personenbeförderungen 

a) im zugelassenen Verkehr mit Kraftomni- 
bussen und im zugelassenen Verkehr mit 
Lastkraftwagen, wenn ausschließlich Ar- 
beitnehmer zwischen Wohnung und Ar- 
beitsstätte oder zwischen Arbeitsstätten 
befördert werden, soweit diese Beförde- 
rungen nicht von der Steuer befreit sind, 

b) mit Landkraftposten sowie 

c) in Schlafwagen. Dies gilt jedoch nur für 
die besondere Gebühr für die Benutzung 
von Schlafwagen (Bettkartenpreis). 


Artikel 2 

Dieses Gesetz gilt nach Maßgabe des § 12 Abs. 1 
des Dritten Uberleitungsgesetzes vom 4. Januar 1952 
(Bundesgesetzbl. I S. 1) auch im Land Berlin. 


Artikel 3 

Artikel 1 Nr. 3 tritt, soweit die Besteuerung der 
Gebühr für die Benutzung von Schlafwagen gere- 
gelt wird, mit Wirkung vom 1. Juni 1955 in Kraft. 
Im übrigen tritt das Gesetz mit dem Beginn des 
auf seine Verkündung folgenden Kalendermonats 
in Kraft. 
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